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Vorwort

Die Übermittlung von elektronischen Rechnungen mittels EDI und WebEDI gehört zu den Standardanwendungen in der Wirtschaft. Aufgrund der Änderung des Umsatzsteuergesetzes hat der Gesetzgeber am 19.12.2008 mit dem Steuerbürokratieabbaugesetz eine bereits lange von der Wirtschaft geforderte Vereinfachung umgesetzt: Seit dem 1. Januar 2009 kann in Deutschland bei EANCOM®-Rechnungen auf die Sammelabrechnung (zusammenfassende Rechnung) verzichtet werden.

Bis 31.12.2008 verlangte das Umsatzsteuergesetz beim elektronischen Datenaustausch (EDI) zusätzlich eine zusammenfassende Rechnung, die meist in Papierform ausgestellt wurde. Seit dem 01.01.2009 genügen eine Vereinbarung über den EDI-Datenaustausch und der Ein​satz von sicheren Datenaustauschverfahren, welche die Echtheit der Herkunft und die Unver​sehrtheit der Daten gewährleisten.

Am 9. Juni 2009 veröffentlichte GS1 Germany daher die „Muster einer Vereinbarung über den Elektronischen Datenaustausch (EDI), Nachrichtentyp INVOIC, mit EANCOM®“. Ziel war es, nach Abschaffung der Sammelabrechnung bei EDI-Rechnungen durch den Gesetzgeber zum 1. Januar 2009 Rechtssicherheit für die Anwender bei EANCOM®-Rechnungen zu schaffen. Die Empfehlung ist unter folgendem Link abrufbar:

http://www.gs1-germany.de/content/standards/ebusiness/edi_praxis/elektron_rechnungen/index_ger.html
Neben der klassischen EDI-Rechnungsstellung von Lieferanten an Handelsunternehmen ergab sich bei der Umsetzung Klärungsbedarf hinsichtlich der Umsetzung der Musterverein​barung im Gutschriftsverfahren. Die vorliegende Empfehlung wurde, aufbauend auf den bis​herigen Empfehlungen für den EDI-Rechnungsaustausch, an die Besonderheiten des Gutschriftsverfahrens angepasst.
In der Mustervereinbarung wird explizit auf die Anforderungen in Bezug auf die Echtheit der Herkunft und Unversehrtheit der Daten eingegangen. Außerdem werden die notwendigen Schritte hinsichtlich EDI-Prozess und Archivierung dargelegt, um die Anforderungen des Ge​setzgebers zu erfüllen. 
Für das Gutschriftsverfahren kann folgende Definition zugrunde gelegt werden:

„Die Abrechnung im Gutschriftverfahren erfolgt nicht wie gewöhnlich durch den Lieferanten mittels einer Kreditorenrechnung, die an den betroffenen Kunden gesendet wird, sondern in dem Fall umgekehrt, durch seinen Kunden mittels Erstellung eines eigenen Abrechnungs​be​leges (Gutschrift) und Zusendung dessen an den Kreditor. Diese Gutschrift des Kunden er​setzt somit abrechnungstechnisch die Rechnungen des Lieferanten (§14 Abs. 2 Satz 3 UStG).“ (Quelle: Wikipedia)
GS1 Germany bedankt sich bei allen Experten, die an der Erarbeitung der Empfehlung mit​gewirkt haben, für ihr Engagement.

Haftungsausschluss

Dieses Vertragsformular stellt eine Formulierungshilfe für die Nutzer dar. Es bedeutet insofern eine Vereinheitlichung und somit Erleichterung des Tagesgeschäfts, weil bilateraler Ab​stim​mungsaufwand minimiert wird. Das Formular, die Anlage und der Kommentar wurden von ei​ner Arbeitsgruppe der GS1 Germany GmbH nach bestem Wissen auf Grundlage der zum Zeitpunkt der Veröffentlichung (siehe Datum, Stand Seite 1) geltenden gesetzlichen Regelun​gen entworfen. Das Formular stellt insofern nichts anderes dar, als eine Auflistung der aus Sicht der Verfasser zu regelnden Punkte. In keinem Fall ersetzt es die juristische und steuer​liche Prüfung auf Anwendbarkeit und Anpassung im konkreten Einzelfall. Jeder Nutzer setzt das Dokument in vollem Umfang eigenverantwortlich ein. GS1 Germany GmbH lehnt jede Haftung aus und im Zusammenhang mit der Erstellung und Veröffentlichung dieses Formu​lars, der Anlage sowie der Kommentierung ab. 

Bei der Erstellung der Vereinbarung, der Anlage und der Kommentierung wurden alle zur Verfügung stehenden Möglichkeiten ausgeschöpft, die Informationen exakt und fehlerfrei zu halten. Dennoch können der Herausgeber und die Mitwirkenden für die Fehlerfreiheit nicht garantieren und übernehmen diesbezüglich keine Haftung.

Der Inhalt dieses Dokuments ist nur für den bilateralen Gebrauch bestimmt. Er darf über den eigentlichen Vertragszweck hinaus ohne vorherige schriftliche Genehmigung von GS1 Ger​many weder reproduziert noch in ein Suchsystem eingestellt oder in irgendeiner Form ver​vielfältigt werden. 
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Stand: 08. Juli 2010
Vereinbarung über den Elektronischen

Datenaustausch (EDI), Nachrichtentyp INVOIC,

mit EANCOM® als Subset von UN/EDIFACT
im Gutschriftsverfahren
zwischen

.......................................

.......................................

.......................................

GLN ..............................
im Folgenden als "Leistungserbringer" bezeichnet

und

......................................

......................................

.......................................

GLN ..............................

a) namens der in der Anlage 1 zu dieser Vereinbarung gelisteten Leistungsempfänger

b) handelnd im eigenen Namen als auch namens der in der Anlage 1 zu dieser Vereinbarung gelisteten Leistungsempfänger …..,
im Folgenden als „Leistungsempfänger" oder gemeinsam mit dem Leistungserbringer als „Parteien“ bezeichnet.

Vorbemerkungen

Die Parteien haben vereinbart, ihre Rechnungsdaten durch elektronischen Datenaustausch (EDI) zu übermitteln. Alle bisher zwischen den Parteien abgeschlossenen EDI-Vereinba​run​gen INVOIC betreffend das Gutschriftsverfahren werden mit Inkrafttreten dieser Vereinbarung gegenstandslos. Davon nicht erfasst ist die abgeschlossene Vereinbarung über den elektroni​schen Datenaustausch (EDI) INVOIC für vom Leistungserbringer erstellte und versendete Rechnungen.
Diese Vereinbarung dient in seiner Gesamtheit vorwiegend der Erfüllung umsatzsteuer​recht​licher Anforderungen, insbe​sondere den Regelungen des deutschen Umsatzsteuer​gesetzes hinsichtlich Echtheit der Herkunft und Unversehrtheit der Daten sowie der Mehrwertsteuer​systemrichtlinie (2006/112/EG). Die Vereinbarung basiert auf der in § 14 Abs. 3 UStG zitierten Empfehlung 94/820/EG der Europäischen Kommission vom 19. Oktober 1994 über die recht​lichen Aspekte des elektronischen Datenaustausches. Durch die Verwendung der empfohle​nen europäischen Mustervereinbarung soll für beide Parteien die Rechtssicherheit gewahrt und ein Aushandeln im Einzelfall vermieden werden.

Die Anlage 1 zu dieser Vereinbarung ist wesentlicher Bestandteil dieser Vereinbarung und kann einseitig nur unter den in dieser Vereinbarung normierten Voraussetzungen abgeändert werden.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien das Folgende:
Artikel 1 Zielsetzung und Geltungsbereich
1.1 Diese EDI-Vereinbarung legt die rechtlichen Bedingungen und Vorschriften fest, denen die Parteien bei der Abwicklung von Transaktionen mit Hilfe des elektronischen Daten​aus​tau​sches unterliegen (EDI-Verfahren). Gegenstand dieser EDI-Vereinbarung sind ausschließlich vom Leistungsempfänger erstellte und an den Leistungserbringer versendete EDI-Rechnun​gen („Gutschriftsverfahren“).
1.2 Die Vereinbarung besteht ausschließlich aus den nachfolgenden Bestimmungen.

1.3 Sofern die Parteien nicht anderweitig übereinkommen, regeln die Bestimmungen der Ver​einbarung nicht die vertraglichen Verpflichtungen, die sich aus den über EDI abge​wickelten Transaktionen ergeben.

1.4 Die Parteien sind hinsichtlich der Durchführung des EDI-Verfahrens berechtigt, sich Drit​ten zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen zu bedienen, sofern dies der jeweils anderen Partei vorher mitgeteilt wird. Dies entbindet die Parteien nicht von ihren Verpflichtungen.

Artikel 2 Begriffsbestimmungen

2.1 Für die Vereinbarung werden die nachstehenden Begriffe wie folgt definiert:

2.2 EDI

Als elektronischer Datenaustausch wird die elektronische Übertragung kommerzieller und administrativer Daten zwischen Computern nach einer vereinbarten Norm zur Strukturierung einer EDI-Nachricht be​zeichnet.

2.3 EDI-Nachricht

Als EDI-Nachricht wird eine Gruppe von Segmenten bezeichnet, die nach einer vereinbarten Norm strukturiert, in ein maschinenlesbares Format gebracht wird und sich automatisch und eindeutig verarbeiten lässt. 

2.4 EDI-Übertragungsdatei

Eine EDI-Übertragungsdatei im Sinne dieser Vereinbarung enthält ausschließlich Rechnungs​daten (INVOIC) und kann aus einem oder mehreren Rechnungsbelegen (EDI-Nachrichten) bestehen.

2.5 UN/EDIFACT (United Nations Electronic Data Interchange For Administration, Commerce and Transport)

Gemäß der Definition durch die UN/ECE (United Nations Economic Commission for Europe - Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa) umfassen die Vorschriften der Vereinten Nationen für den elektronischen Datenaustausch in Verwaltung, Handel, Transport und Verkehr eine Reihe international vereinbarter Normen, Verzeichnisse und Leitlinien für den elektronischen Austausch strukturierter Daten, insbesondere für den Austausch zwischen unabhängigen rechnergestützten Informationssystemen in Verbindung mit dem Waren- und Dienstleistungsverkehr.

2.6 Empfangsbestätigung

Als Empfangsbestätigung einer EDI-Übertragungsdatei wird das automatisierte Verfahren be​zeichnet, mit dem der Versender bereits systemseitig über den Versand der EDI-Übertra​gungsdatei eine Bestätigung erhält, dass die EDI-Übertragungsdatei in den Zugriffs​bereich des Leistungserbringers gelangt ist (Acknowledgement).

2.7 Arbeitstag

Arbeitstage sind alle Kalendertage mit Ausnahme von Samstagen, Sonntagen und den bun​desweit einheitlichen Feiertagen.
Artikel 3 Beweiszulässigkeit von EDI-Nachrichten

Die Parteien vereinbaren im Rahmen der gegebenenfalls anwendbaren nationalen Rechts​vor​schriften, dass im Streitfall die Aufzeichnungen von EDI-Nachrichten, die sie gemäß den Be​dingungen dieser Vereinbarung gespeichert haben, vor Gericht zulässig sind und ein Be​weismittel für die darin enthal​tenen Fakten darstellen, sofern kein gegenteiliger Beweis er​bracht wird.

Artikel 4 Verarbeitung und Empfangsbestätigung von EDI- Übertragungsdateien
4.1 Die EDI-Übertragungsdateien werden unverzüglich (ohne schuldhaftes Zögern) nach dem Empfang verarbeitet.

4.2 Erhält der Sender nach Versand der EDI-Übertragungsdatei nicht innerhalb einer Frist von ..... Arbeitstagen eine Empfangsbestätigung, kann er nach entsprechender Rücksprache mit dem Empfänger die EDI-Übertragungsdatei als nichtig behandeln und die EDI-Übertragungs​datei erneut versenden (Wiederherstellungsprozedur).

Artikel 5 Sicherheit von EDI-Nachrichten/-Übertragungsdateien 
5.1 Die Parteien verpflichten sich, Sicherheitsverfahren und -maßnahmen durchzuführen und aufrechtzuerhalten, um EDI-Übertragungsdateien vor unbefugtem Zugriff, Veränderungen, Verzögerung, Zerstörung oder Verlust zu schützen.

5.2 Zu den Sicherheitsverfahren und -maßnahmen gehören die Überprüfung des Ursprungs, die Über​prüfung der Integrität, die Nichtabstreitbarkeit von Ursprung sowie die Gewähr​leis​tung der Vertraulichkeit, die dem Vertraulichkeitsgrad einer Papierrechnung (keine Verschlüs​selung notwendig) entspricht, von EDI-Nachrichten und -Übertragungsdateien.

Die Parteien und die beauftragten Dritten gem. Abs. 1.4 gewährleisten, dass die im Rahmen dieser Vereinbarung übermittelten EDI-Nachrichten/-Übertragungsdateien mit ihren Informa​tionen als vertraulich behandelt und weder an unbefugte Personen weitergegeben oder ge​sendet, noch zu anderen als von den Parteien vorgesehenen Zwecken verwendet werden.

Sicherheitsverfahren und -maßnahmen zur Überprüfung des Ursprungs und der Integrität, um den Sender einer EDI-Nachricht/-Übertragungsdatei zu identifizieren und sicherzustellen, dass jede empfangene EDI-Nachricht/-Übertragungsdatei vollständig ist und nicht ver​stüm​melt wurde, sind für alle Nachrichten und Übertragungsdateien obligatorisch.

5.3 Führen die Sicherheitsverfahren und -maßnahmen zur Zurückweisung einer EDI-Nach​richt/-Übertragungsdatei oder zur Entdeckung eines Fehlers in einer Nachricht/Übertragungs​datei, informiert der Leistungserbringer den Sender unverzüglich darüber. Hinsichtlich der Rechtsfolgen wird auf Artikel 10 verwiesen.

Artikel 6 Aufbewahrungspflichten und Protokollierung

6.1 Der Leistungserbringer speichert ein chronologisches Protokoll aller im Rahmen des EDI-Verfahrens nach Zugang der EDI-Übertragungsdatei/-nachricht festgestellten Fehler, die zur Nichtverarbeitung der EDI-Übertragungsdatei/-nachricht führt, für die Dauer der handels- und steuerrechtlich Aufbewahrungspflichten als aufbewahrungspflichtige Unterlage.

6.2 Die Parteien stellen sicher, dass Fehlerprotokolle gemäß 6.1 zugänglich sind und bei Be​darf in einer lesbaren Form reproduziert und gedruckt werden können. Betriebseinrichtungen, die hierzu erforderlich sind, müssen bereitgehalten werden.

6.3 Leistungserbringer und Leistungsempfänger werden zudem die ihnen gesetzlich oblie​genden Auf​bewahrungspflichten erfüllen und der jeweils anderen Partei die aufbewahrten Unterlagen während der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist jederzeit zur Verfügung stellen, so​fern und soweit dies gegenüber einem prüfenden Dritten zum Nachweis der Integrität und Authentizität der übermittelten Daten und des zwischen den Parteien praktizierten Verfahrens erforderlich ist. 

Artikel 7 Betriebsanforderungen für EDI

Die Parteien verpflichten sich, das für die Bestimmungen dieser Vereinbarung erforderliche EDI-Betriebsumfeld bereitzustellen und zu warten, wobei unter anderem folgende Bedingun​gen zu beachten sind:

Betriebseinrichtungen:

Die Parteien stellen die für die Übertragung, den Empfang, die Lesbarmachung, Aufzeichnung und Speicherung von Nachrichten und Übertragungsdateien erforderlichen Einrichtungen, Software-Programme und Dienstleistun​gen bereit und warten sie.

EDI-Nachrichtennormen:

Alle EDI-Nachrichten werden in Übereinstimmung mit den von der Wirtschaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (UN/ECE) gebilligten UN/EDIFACT-Normen, -Empfehlungen und -Verfahren sowie nach europäischen Normen übertragen.

Codes:

Datenelement-Codelisten, auf die in EDI-Nachrichten verwiesen wird, umfassen UN/EDIFACT-Codelisten, als internationale ISO-Normen herausgegebene internationale Codelisten sowie UN/ECE- und andere offiziell veröffentlichten Codelisten.

Stehen solche Codelisten nicht zur Verfügung, werden bevorzugt Codelisten verwendet, die veröffentlicht wurden, fortgeschrieben werden und Entsprechungen zu anderen Codier​systemen aufweisen.

Artikel 8 Ergänzende Maßnahmen zur Gewährleistung der Echtheit der Herkunft

Der Leistungserbringer ist verpflichtet, die ihm übermittelten Daten mit den Informationen sei​ner Stammdatenbank abzugleichen und eine Verarbeitung der EDI-Übertragungsdatei nur bei vollständiger inhaltlicher und formeller Übereinstimmung vorzunehmen. Andernfalls ist nach Artikel 10 zu verfahren.

Insbesondere zur Gewährleistung der Echtheit der Herkunft der Daten verpflichtet sich der Leistungsempfänger bzw. sein von ihm beauftragter Dritter zur Verwendung und der Leis​tungs​erbringer zur Prüfung der in den entsprechenden Segmenten des UN/EDIFACT Stan​dards vorgesehenen Kennungen. Dabei sind vom Versender kumu​lativ immer folgende Iden​tifi​kationsmerkmale zu verwenden:

− die dem Leistungserbringer bzw. seines beauftragten Dritten von GS1 zugeteilte GLN im 
 Segment UNB

− die dem Leistungserbringer von GS1 zugeteilte GLN im NAD-Segment;

− die dem Leistungserbringer von der Finanzbehörde vergebene Umsatzsteuer-ldentifikations​nummer (USt-ID) im Segment RFF+VA oder die Steuernummer im Segment RFF+FC.

Sofern sich die Identifikationsmerkmale (GLN und/oder USt-ID/Steuernummer) oder die per​sönlichen Stammdaten des Leistungserbringers ändern, hat der Leistungserbringer dafür Sorge zu tragen, dass der Leistungsempfänger unverzüglich, spätestens jedoch ..... Wochen vor Wirksamwerden der Änderung schriftlich von der Veränderung in Kenntnis gesetzt wird. Der Leistungsempfänger wird dem Leistungserbringer die Abänderung seiner Stammdaten bestätigen (Abänderungsmitteilung). Erst mit Erhalt der Abänderungsmitteilung dürfen die ge​änderten Identifikationsmerkmale verwendet werden. Die Verwendung der bisherigen Identifi​kationsmerkmale führt ab diesem Zeitpunkt zur Fehlermeldung an den Leistungs​empfänger und Nichtverarbeitung (vgl. Artikel 10).

Artikel 9 Ergänzende Maßnahmen zur Gewährleistung der Unversehrtheit der Daten

Die Parteien vereinbaren zur Übertragung der EDI-Nachrichten ausschließlich einen UN/EDIFACT-Standard. Der Leistungserbringer gewährleistet alle in Anlage 1 genannten EANCOM®-Versionen empfangen und verarbeiten zu können. Der Versender verpflichtet sich, in jeder EDI-Nachricht die jeweils verwendete EANCOM®-Version anzugeben.

Bevor die Parteien das EDI-Verfahren im Produktionsbetrieb aufnehmen und die übermittelten Daten bin​denden Charakter haben (Produktivphase), werden die Parteien die Übermittlung von EDI-Nach​richten zunächst umfangreich testen (Testphase). Auch bereits während der Testphase werden die Parteien Echtdaten nutzen, diese aber im UNB-Segment als Testdaten kenntlich machen. Der Versender ist dafür verantwortlich, dass die in der Testphase ver​wen​deten Echtdaten als Testdaten be​zeichnet sind. Der Leistungserbringer wird system​seitig und organisatorisch sicherstellen, dass die zu Testzwecken übermittelten Daten verarbeitet, aber keinesfalls wie Echtdaten in der Produktivphase behandelt werden.

Der Leistungsempfänger bzw. sein beauftragter Dritter ist verpflichtet, die im jeweiligen UN/EDIFACT-Standard und die in der Anlage 1 vorgegebenen Kern-Datenfelder auszufüllen. Der Leistungserbringer wird dies überprüfen. Zudem wird der Leistungserbringer die Plausibi​lität der einzelnen Informationen in den Kern-Datenfelder unter​einander und gegen​über den Stammdaten überprüfen (Plausibilitätsprüfung).

Bestandteil der Plausibilitätsprüfung ist die Überprüfung der empfangenen EDI-Nachricht auf ihre rechnerische Richtigkeit, die richtige Umsatzsteuer zum angegebenen Umsatzsteuersatz und die gesetzlich geforderten Pflichtangaben für Rechnungen.

Der Leistungsempfänger bzw. sein beauftragter Dritter gewährleistet, dass ohne Fehler​mel​dung des Leistungserbringers keine EDI-Nachricht doppelt versandt wird.

Der Leistungserbringer wird anhand der GLN des Leistungsempfängers, Rechnungs​nummer, Rechnungsanschrift, Belegart (Rechnung oder Gutschrift) und dem Rechnungsdatum zudem durch einen Abgleich der empfangenen EDI-Nachricht mit bereits vorhandenen Daten sicher​stellen, dass keine EDI-Nachricht mehrfach verarbeitet wird.

Artikel 10 Fehlerprozedere

10.1 Sofern in den Verfahren zur Gewährleistung der Echtheit der Herkunft und Unversehrt​heit der Daten bereits ein Fehler festgestellt wird, führt dies zur Nichtverarbeitung der ge​samten EDI-Übertragungsdatei. 

10.2 Sofern ein Fehler einzelne Rechnungsbelege (EDI-Nachrichten) in der EDI-Über​tra​gungsdatei betrifft, führt die Feststellung eines Fehlers mindestens zur Nichtbearbeitung der jeweils fehlerhaften Rechnungsbelege; fehlerfreie Rechnungsbelege können hingegen, nach Maßgabe des Leistungserbringers verarbeitet werden. 

10.3 Die festgestellten Fehler werden vom Leistungserbringer in einem Fehlerprotokoll (ge​mäß 6.1) dokumentiert. Dem Versender wird der festgestellte Fehler und die Nichtver​arbei​tung unverzüglich durch die Übermittlung des Fehlerprotokolls mitgeteilt.

Artikel 11 Haftung

11.1 Eine Haftung der Parteien und der von ihnen nach Ziffer 1.4 beauftragen Dritten, die sich im Zusammenhang mit dieser Vereinbarung ergeben könnte, ist mit Ausnahme der Gewähr​leistung des Fehlerprozederes nach Artikel 10 sowie vorbehaltlich der nachfolgenden Rege​lungen ausgeschlossen.

11.2 Der Haftungsausschluss nach Ziffer 11.1 gilt nicht für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer fahrlässigen Pflichtverletzung der je​weils anderen Partei oder auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen Pflichtverletzung eines ge​setzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen der jeweiligen Partei beruhen.

11.3 Zudem findet der Haftungsausschluss nach Ziffer 11.1 keine Anwendung auf sonstige Schäden, die auf einer grob fahrlässigen Pflichtverletzung der jeweils anderen Partei oder auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverletzung eines gesetzlichen Vertreters oder Erfüllungsgehilfen der jeweiligen Partei beruhen.

11.4 Wird der Vorsteuerabzug von der Finanzverwaltung nicht anerkannt, weil der Leistungs​erbringer seiner Pflicht aus Artikel 8, eine Änderung der Identifikationsmerkmale (GLN und/oder USt-ID/ Steuernummer) oder eine Änderung der persönlichen Stammdaten des Leistungserbringers rechtzeitig zu übermitteln, nicht nachkommt, hat der Leistungserbringer dem Leistungsempfänger den nicht anerkannten Vorsteuerabzug und die von der Finanz​ver​waltung in der Sache bestandskräftig geltend gemachten Zinsansprüche zu erstatten. 
Die Erstattungspflicht für den Vorsteuerabzug kann der Leistungserbringer nachträglich ab​wenden indem er die geänderten Identifikationsmerkmale/Stammdaten an den Leistungs​empfänger übermittelt, sodass dieser eine den umsatzsteuerlichen Anforderungen genügende Gutschrift erstellen kann. Alternativ kann der Leistungserbringer eine den umsatzsteuerlichen Anforderungen genügende Rechnung ausstellen, sofern der Leistungsempfänger dem vorher zustimmt und gleichzeitig auf den Versand einer korrigierten Gutschrift verzichtet. Durch die Zustimmung, die auch durch eine Abstimmung konkludent erteilt werden kann, soll verhindert werden, dass nach Korrektur der Identifikationsmerkmale über den selben Rechnungsgegen​stand sowohl eine Rechnung als auch eine Gutschrift erteilt werden.

Artikel 12 Gerichtsstand

Für Streitigkeiten, die sich aus dieser Vereinbarung ergeben, gilt ..................... als aus​schließlicher Gerichtsstand.

Artikel 13 Anwendbares Recht

Auf diese Vereinbarung findet ausschließlich deutsches Recht Anwendung.

Artikel 14 Inkrafttreten, Änderungen, Dauer und Teilnichtigkeit

14.1 Inkrafttreten

Die Vereinbarung tritt mit dem Datum der Unterzeichnung durch die Parteien in Kraft.

14.2 Änderungen

Bei Bedarf werden von den Parteien schriftlich vereinbarte zusätzliche oder alternative Be​stimmungen zu der Vereinbarung ab dem Zeitpunkt ihrer Unterzeichnung als Teil der Verein​barung betrachtet.

Sollte sich aufgrund einer Gesetzesänderung, höchstrichterlicher Rechtsprechung, geänderter Auffassungen der Finanzverwaltung oder einer Abweichung der bisherigen Empfehlung der europäischen Kommission ein begründeter Änderungsbedarf ergeben, kann jede Partei eine Anpassung dieser Vereinbarung verlangen. Ein begründeter Änderungsbedarf besteht, wenn objektiv die Gesetzesänderung, höchstrichterliche Rechtsprechung, geänderte Auffassung der Finanzverwaltung oder Abweichung der bisherigen Empfehlung der europäischen Kom​mission zu einer (teilweisen) Unwirksamkeit einer Regelung in der EDI-Vereinbarung führt oder sich daraus eine Regelungslücke ergibt. Auf die Zumutbarkeit kommt es nicht an. Dies gilt insbesondere dann, wenn durch die vorbezeichneten Änderungen der Vorsteuer​abzug beim Leistungsempfänger gefährdet werden könnte.

Eine einseitige Änderung der in diese Vereinbarung einbezogenen Anlage 1 ist zulässig, so​fern

− vom Leistungsempfänger eine neue EANCOM®-Version verarbeitet oder eine bisher in der 
Anlage 1 genannte EANCOM®-Version nicht mehr verarbeitet werden kann oder

- sich die in der Anlage 1 bezeichneten Leistungsempfänger ändern oder

− die in der Anlage 1 bezeichneten Kern-Datenfelder seitens des Leistungsempfängers 


geändert werden.

Der Leistungsempfänger wird den Leistenden mindestens ..... Wochen vor der Änderung in Textform informieren und ihm gleichzeitig die gesamte neue Anlage 1 übermitteln (Ände​rungsmitteilung).

Die Änderung tritt zu dem in der Änderungsmitteilung genannten Zeitpunkt in Kraft und ersetzt dann als Bestandteil dieser Vereinbarung die bis zu diesem Zeitpunkt gültige Anlage 1 (Ände​rungszeitpunkt), sofern der Leistungserbringer nicht innerhalb von ..... Wochen ab Zugang der Änderungsmitteilung der Änderung in Textform widerspricht. Wird der Änderung widerspro​chen, werden die Parteien gemeinsam die Fortsetzung der Vereinbarung prüfen. Wird hierbei keine Einigung erzielt, steht jeder Partei das Recht zur außer​ordentlichen Kündigung zu.

14.3 Dauer

Jede Partei kann die unbefristete Vereinbarung mit einer Kündigungsfrist von ....................... kündigen.

Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, kann jede Partei die Vereinbarung außerordentlich kündigen. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn die andere Partei gegen wesent​liche oder wiederholt gegen Regelungen dieser Vereinbarung verstößt.

Eine Kündigung der Vereinbarung wirkt sich nur auf Transaktionen nach diesem Datum aus.

Ungeachtet einer Kündigung bestehen die in den Artikeln 5 (Sicherheit), Artikel 6 (Auf​bewah​rung/Protokollierung) und Artikel 10, Ziffer 10.3 (Aufbewahrung/Protokollierung) genannten Rechte und Pflichten der Parteien auch nach der Kündigung fort. Die Kündigung bedarf der Schriftform.

14.4 Teilnichtigkeit

Sollte eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam oder undurchführbar sein oder wer​den, so berührt dies die Wirksamkeit der Vereinbarung im Übrigen nicht. Die Regelung des § 139 BGB wird ausdrücklich abbedungen.

14.5 Formerfordernisse

Änderungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schriftform, dies gilt auch für das Schriftform​erfordernis, abweichend davon reicht für Ergänzungen oder Änderungen der in Bezug ge​nommenen Anlagen die Textform aus. 

Datum:
Datum:

__________________________________________________________________________

Leistungserbringer
Leistungsempfänger

Stand: 08. Juli 2010
Anlage 1

zur

Vereinbarung

über den

Elektronischen Datenaustausch (EDI), Nachrichtentyp INVOIC
im Gutschriftsverfahren
1. Vorbemerkungen

Als Bestandteil der Vereinbarung über den elektronischen Datenaustausch (EDI), Nachrichtentyp INVOIC tritt diese Anlage 1 am TT.MM.JJJJ in Kraft und bleibt bis zu ihrer Aufhebung durch eine neue Anlage 1 wirksam.

Bei Änderungen wird jeder Vertragspartner rechtzeitig informiert und es wird ihm die jeweils aktuelle Anlage übermittelt. 

2. EDI Standards

Aktuell werden folgende EDI-Standards für den elektronischen Rechnungsdatenaustausch unterstützt:

· UN/EDIFACT Subset EANCOM® 2002 (D.01B), Nachrichtentyp INVOIC 
<<< gültig ab / valid from 
TT.MM.JJJJ >>>

· UN/EDIFACT Subset EANCOM® 1997 (D.96A), Nachrichtentyp INVOIC
<<< gültig ab / valid from 
TT.MM.JJJJ >>>

· UN/EDIFACT Subset EANCOM® 1994 (D.93A), Nachrichtentyp INVOIC
<<< gültig bis / valid to 
TT.MM.JJJJ >>>

Andere UN/EDIFACT-Subsets oder -Versionen werden nicht unterstützt.

Die verwendbaren Segmente, Datenelementgruppen und Datenelemente und deren Format/Inhalt richten sich nach den EDI-Anwendungsempfehlungen von GS1 Germany.

3. Kern-Datenfelder

Die folgenden Segmente und Datenelemente werden bei Dateneingang zur Prüfung der Authen​tizität des Datenabsenders und der Integrität der EDI-Nachrichten herangezogen und müssen in jeder EDI-Datei vorhanden sein.

Feldbezeichnungen 
Beispiel EANCOM® 2002

Dateianfang / Begin of file 
UNB+…


1. GLN Datenabsender
UNB+UNOC:3+4012345000009:14+4000001000005:14

2. GLN Datenempfänger
+090212:1505+98071201+++++EANCOM'

3. Datei-Erstellungsdatum und -zeit

4. Datenaustausch-Referenz-Nr.

Kopfteil der Rechnung / Message Header 
UNH+…


5. Nachrichten-Referenz-Nr.
UNH+00001+INVOIC:D:01B:UN:EAN010'

6. Nachrichtentyp

7. Release und Version

8. Belegart und Beleg-Nr. 
BGM+381+777111+9'
9. Belegdatum 
DTM+137:20090211:102'

10. Liefer-/Leistungsdatum 
DTM+35:20090211:102'

11. GLN Dokumentenersteller (Leistungsempfänger)
SG2-NAD+II+4012345000009::9'

12. GLN Dokumentenempfänger (Leistungserbringer)
SG2-NAD+IV+4000001000005::9'
13. USt-IdNr. des Leistungserbringers 
SG3-RFF+VA:DE121285949'

Nachrichtenende / End of Message 
UNT+…


14. Anzahl enthaltener Segmente
UNT+37+00001'

15. Nachrichten-Referenz-Nr.

Dateiende/ End of File 
UNZ+…


16. Anzahl enthaltener Nachrichten
UNZ+0036+98071201'

17. Datenaustausch-Referenz-Nr.

4. Leistungsempfänger

Auflistung der relevanten Leistungsempfänger (werden im Segment NAD+II genannt)


GLN
Name
    USt-IdNr.

Oder 

Verweis auf Verzeichnis in der jeweils gültigen Form

Oder

Entfällt falls nur ein Leistungsempfänger
Stand: 08. Juli 2010
Kommentierung

des von GS1 Germany veröffentlichen Musters einer Vereinbarung über 
den Elektronischen Datenaustausch (EDI), Nachrichtentyp INVOIC, 
mit EANCOM® als Subset von UN/EDIFACT

im Gutschriftsverfahren
Vorbemerkungen zur Kommentierung

Die vorliegende Kommentierung soll die Regelungen des von GS1 Germany veröffentlichen Musters erläutern und bei der Verwendung hinsichtlich der Individualisierung unterstützen (Besonderer Teil). Dem vorangestellt ist eine Einführung in die rechtlichen Grundlagen des elektronischen Rechnungs-Datenaustausches sowie eine Stellungnahme zu den im Bereich der elektronischen Abrechnung diskutierten umsatzsteuerlichen Fragestellungen. 

Die vorliegende Mustervereinbarung ersetzt nicht eine individuelle Analyse und Prüfung des jeweils durchgeführten EDI-Verfahrens. Gegebenenfalls ist das Verfahren durch Wirtschaftsprüfer oder andere fachkundige Personen auf Gesetzeskonformität zu prüfen. 

Unabhängig von der EDI-Mustervereinbarung, muss das praktizierte Verfahren die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts der Daten gewährleisten. Dieses Verfahren muss sich dann in der zwischen Leistungserbringer und Leistungsempfänger zu schließenden Vereinbarung widerspiegeln.
Mit der Veröffentlichung der EDI-Mustervereinbarung ist keine Festlegung von GS1 Germany oder der mitwirkenden Experten dahin gehend getroffen, dass das hier behandelte EDI-Verfahren gegenüber anderen Verfahren der elektronischen Abrechnung vorzuziehen ist. Vielmehr ist die Wahl des Verfahrens von den jeweiligen Umständen, die einer individuellen Beurteilung bedürfen, abhängig.  

I. Allgemeiner Teil

1. Einführung

Grundsätzlich bestehen, sofern sich die Geschäftspartner darauf geeinigt haben,, für die elektronische Übermittlung von Rechnungen/Gutschriften umsatzsteuerlich zwei normierte Verfahren zur Wahl. Eine Zustimmung zur elektronischen Übermittlung ist formfrei und auch konkludent möglich (vgl. Abschn. 184 a Abs. 1 UStR 2008). 

Die im Umsatzsteuergesetz normierten Verfahren beruhen auf Art. 233 der MwStSystRL (RL 2006/112/EG des Rates über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem) vom 28. November 2006, wobei der deutsche Gesetzgeber bei der Umsetzung ins nationale Recht von den in Art. 233 Abs. 2 und 3 der MwStSystRL eröffneten Optionen darüber hinausgehen​der Anforderungen Gebrauch gemacht hat. 

Unter Berücksichtigung der Anforderungen im Einzelnen, kann eine elektronische Rechnung 

· entweder unter Verwendung einer qualifizierten elektronischen Signatur 

· oder durch elektronischen Datenaustausch (EDI)

übermittelt werden. In allen Fällen der elektronischen Übermittlung der Rechnung ist die Echt​heit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts zu gewährleisten. Die zwei zulässigen Verfahren unterscheiden sich deshalb lediglich in der Art und Weise, wie die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit des Inhalts zu gewährleisten ist. 

2. Anforderungen seit dem 1. Januar 2009 

Mit Verabschiedung des Steuerbürokratieabbaugesetzes wurde zum 1. Januar 2009 u. a. auch § 14 Abs. 3 Nr. 2 UStG dahin gehend geändert, dass nunmehr die Anforderung im EDI-Verfahren, zusätzlich zum Datenaustausch eine zusammenfassende Rechnung (auf Papier oder mit qualifizierter elektronischer Signatur) zu übermitteln, entfallen ist.  

Rein dogmatisch sind damit die Anforderungen an den elektronischen Datenaustausch ver​ringert worden, denn eine der Voraussetzungen zur Gewährleistung der Echtheit der Herkunft (Authentizität) und Unversehrtheit des Inhalts (Integrität) ist ersatzlos entfallen. Die übrigen, nun verbliebenen Voraussetzungen wurden beibehalten.   


Folglich muss nach § 14 Abs. 3 Nr. 2 UStG wie bisher

· die Übermittlung durch EDI nach Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 über die rechtlichen Aspekte des elektronischen Datenaus​tausches stattfinden und 

· eine Vereinbarung über diesen Datenaustausch bestehen, in der der Einsatz von Ver​fahren vorgesehen ist, die die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit der Daten gewährleisten. 

Allerdings bestand bislang auch mit der zusammenfassenden Rechnung gegenüber der Finanzverwaltung im Zweifelsfall die Möglichkeit der Beweisführung, dass das praktizierte Verfahren die Authentizität und Integrität gewährleistet. In der Praxis führte dies nicht selten dazu, dass sich die Finanzverwaltung im Rahmen der Prüfung des Vorsteuerabzugs auf die zusammenfassende Rechnung fokussierte. Für den Vorsteuerabzug ist es erforderlich, dass der Vorsteuerabzugsberechtigte nach § 15 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 UStG über eine nach §§ 14, 14 a UStG ausgestellte Rechnung verfügt. Deshalb kann die bislang geübte Praxis nicht darüber hinweg täuschen, dass für eine ordnungsgemäße Rechnung auch das Tat​bestandsmerkmal des Bestehens einer Vereinbarung, in welcher der Einsatz von Verfahren vorgesehen ist, die die Authentizität und Integrität der Daten gewährleisten, (im Folgenden EDI-Vereinbarung), erfüllt sein muss. 

3. Schriftform

Streitig war bislang u. a., ob die EDI-Vereinbarung schriftlich geschlossen werden musste. Gegen das Erfordernis der Schriftform wurde vorgebracht, der Gesetzgeber habe eine solche Anforderung aufgrund des aus dem Rechtsstaatsprinzip nach Art. 20 Abs. 3 GG abgeleiteten Bestimmtheitsgrundsatz ausdrücklich normieren müssen. Für das Schriftformerfordernis wurde angeführt, der Gesetzgeber habe für den elektronischen Datenaustausch in § 14 Abs. 3 Nr. 2 UStG auf Artikel 2 der Empfehlung 94/820/EG der Kommission vom 19. Oktober 1994 Bezug auf die Empfehlung der Kommission genommen, dass Wirtschaftsteilnehmer und Organisationen, die ihren Handel über EDI abwickeln, die Euro​päische EDI-Mustervereinbarung und den zugehörigen Kommentar zugrunde legen, wie sie in den Anhängen der Empfehlung vorgesehen sind. Die EDI-Mustervereinbarung und der zu​gehörige Kommentar gehen dabei von der Schriftform aus. 

Der Streit kann jedoch dahinstehen, denn bereits aus Gründen der Beweisführung ist, nach Abschaffung der Sammelabrechnung, eine schriftliche Vereinbarung zukünftig empfehlens​wert. Denn der Steuerpflichtige hat den Nachweis zu führen, dass er eine für den Vorsteuer​abzug erforderliche Rechnung nach den Anforderungen aus §§ 14, 14 a UStG erfüllt. Nicht ersichtlich ist, wie ein Beweis, dass eine Vereinbarung im Sinne des § 14 UStG besteht, ohne schriftliche Dokumentation glaubhaft erbracht werden soll. Sollen zudem aus der EDI-Verein​barung Ansprüche gegenüber dem Vertragspartner geltend gemacht werden, wäre der Anspruchsteller auch im Zivilprozess grundsätzlich für die ihn günstigen Tatsachen beweis​pflichtig. Dieser Pflicht könnte er aufgrund einer schriftlich vorliegenden Vereinbarung wesent​lich einfacher nachgekommen.  

4. Inhaltliche Voraussetzungen

Entsprechend des Wortlauts von § 14 Abs. 3 Nr. 2 UStG muss die Vereinbarung den Einsatz von Verfahren vorsehen, die die Echtheit der Herkunft (Authentizität) und die Unversehrtheit der Daten (Integrität) gewährleisten. Folglich muss die Vereinbarung ein Verfahren normieren, welches die Authentizität und Integrität der Daten gewährleistet. Ein solches Verfahren war auch bislang Voraussetzung für den elektronischen Datenaustausch. 

Deshalb besteht auch zukünftig lediglich die Anforderung, dass von der Finanzverwaltung in den zurückliegenden Jahren beim jeweiligen Steuerpflichtigen für ausreichend erachtete Ver​fahren in der Vereinbarung widerspiegelt. 

Die Begrifflichkeiten „Echtheit der Herkunft“ und „Unversehrtheit der Daten“ sind gesetzlich nicht definiert. Es handelt sich um unbestimmte Rechtsbegriffe, die zunächst der Auslegung bedürfen. Alleine aufgrund des Umstands, dass der Gesetzgeber für elektronisch übermittelte Rechnungen zusätzliche Anforderungen normiert hat, kann der Schluss gezogen werden, dass für die elektronische Übermittlung von Rechnungen höhere Anforderungen als an den Versand von Papierrechnungen zu stellen sind. Dies entspricht auch der Auffassung der Europäischen Kommission, wenn gleich sie eine Gleichbehandlung von Papierrechnungen und elektronisch übermittelten Rechnungen anstrebt. 

„Die von der Kommission bevorzugte Lösung wäre die Gleichbehandlung aller Über​mittlungswege, unabhängig davon, ob es sich um eine Papierrechnung oder eine elektronische Rechnung handelt, und damit die Abschaffung von Sonderbestim​mungen wie die vorherige elektronische Signatur oder das EDI-Verfahren für elektroni​sche Rechnungen. Hierdurch würden technologisch neutrale Bedingungen geschaffen. Wie bei Papierrechnungen sollte die Gültigkeit einer elektronischen Rechnung mit den Buchführungsunterlagen des Unternehmens wie Bestellschein, Zahlungsbeleg oder Lieferschein abgeglichen werden. Unabhängig vom Übermittlungsweg sind es immer die Kontrollen innerhalb eines Unternehmens, die dazu beitragen, die Gültigkeit einer Rechnung festzustellen“ (Mitteilung der Europäischen Kommission an den Rat vom 28. Januar 2009, KOM(2009) 20; Hervorhebungen d.d. Verf.). 

Das Sicherheitsniveau des EDI-Verfahrens muss dabei nicht zwingend dem der Übermittlung nach § 14 Abs. 3 Nr. 1 UStG (qualifizierte elektronische Signatur) entsprechen. Denn es handelt sich um grundlegend verschiedene Verfahren. Während eine elek​tro​nische Über​mittlung nach § 14 Abs. 3 Nr.1 UStG jederzeit unabhängig vom Vertragspartner und auch bei einem einmaligen Leistungsaustausch erfolgen kann, erfordert das EDI-Verfahren vor einer elektronischen Übermittlung der Daten eine zwischen Unternehmer und Leistungsempfänger bestehende Vereinbarung. Die Parteien müssen also vorab kommunizieren. Ein solches Verfahren kommt häufig - nicht zuletzt wegen des zusätzlichen Aufwands - nur bei länger​fristigen Geschäftsbeziehungen in Betracht. Während der (europäische) Gesetzgeber den sich bekannten Parteien durch Abschluss einer Vereinbarung gestattet, die Gewährleistung der Authentizität und Integrität individuell festzulegen, normiert § 14 Abs. 3 Nr. 1 UStG bereits durch den Verweis auf das Signaturgesetz die technische Umsetzung.   

„Die Richtlinie gestattet jedem Unternehmer die elektronische Rechnungsstellung, sofern die Echtheit des Originals und die Vollständigkeit des Inhalts der Rechnung gewährleistet sind. Dazu sieht die Richtlinie zwei alternative Möglichkeiten vor: 

· Fortgeschrittene elektronische Signatur oder 

· Elektronischer Datenaustausch (Electronic Data Interchange - EDI). 

Eine fortgeschrittene elektronische Signatur ermöglicht es einer Person, die über ein elektronisches Netz Daten empfängt, die Herkunft dieser Daten festzustellen und zu prüfen, ob die Daten unverändert sind. Die Signatur ist nur dem Unterzeichner zuge​ordnet, sie identifiziert den Unterzeichner, wird mit Mitteln erstellt, die allein der Unter​zeichner kontrolliert, und sie ermöglicht es, jegliche nachträgliche Änderung der durch sie gesicherten Daten festzustellen. 

EDI ist ein in der Wirtschaft verwendetes System zur sicheren elektronischen Datenübermittlung, das auf einem vereinbarten Standard beruht und eine auto​matische Datenbearbeitung ohne menschliches Eingreifen ermöglicht. EDIFACT (Electronic Data Interchange For Administration, Commerce and Transport) ist ein solcher Standard, der inzwischen von Einrichtungen, die in weltweitem Rahmen Handel treiben wollen, als internationaler EDI-Standard anerkannt ist“ (MEMO/04/15 der Europäischen Kommission vom 27. Januar 2004, Fragen- und Antwortenkatalog).

Die Authentizität und Integrität der Daten wird dabei bereits durch die EDI-Technologie gewährleistet. Die Europäische Kommission hat hierzu folgendes ausgeführt: 

„Die Steuerbehörden der Mitgliedstaaten sind verpflichtet, elektronische Rechnungen ohne weitere Notifizierungs- oder Genehmigungsverfahren anzuerkennen, sofern dabei durch eine elektronische Signatur oder die EDI-Technologie die Echtheit der Herkunft und die Unversehrtheit der Daten gewährleistet wird. Durch die elektroni​sche Unterschrift lässt sich beim Empfang von Daten, die über elektronische Netze übermittelt wurden, deren Herkunft und eine etwaige Änderung nachprüfen. Die EDI-Technologie gewährleistet eine sichere elektronische Datenübertragung zwischen Unternehmen“.

(http://ec.europa.eu/taxation_customs/taxation/vat/traders/invoicing_rules/index_de.htm#existingleg; Hervorhebungen d.d. Verf.)

II. Besonderer Teil

Im Nachfolgenden werden die einzelnen Regelungen des von GS1 Germany veröffentlichten Musters einer Vereinbarung über den Elektronischen Datenaustausch (EDI) erläutert. 

Rubrum
Das Muster sieht die genaue Bezeichnung der Parteien vor. Parteien der Vereinbarung sind grundsätzlich der Unternehmer und der Leistungsempfänger. 

Alternativ kann jedoch auch ein Dritter (z. B. Dienstleister) für den Leistungsempfänger handeln. Dann ist jedoch zu empfehlen, den tatsächlichen Leistungsempfänger und das Handeln in seinem Namen kenntlich zu machen (offene Stellvertretung). Eine ent​sprechende Vertretungsbefugnis sollte tatsächlich vorliegen. 

Handelt der Dritte ausschließlich im Namen der Leistungsempfänger (z. B. als Zentral​regulierer), sollte die Alternativformulierung a) gewählt werden. Alternative b) kommt dann in Betracht, wenn der Dritte einerseits selbst Leistungsempfänger ist, als auch im Namen von anderen Leistungsempfängern handelt (z. B. konzerninterner Dienstleister). 

Nicht Zutreffendes ist zu streichen. 

Vorbemerkungen 
Die gewählte Formulierung stellt klar, dass die vorliegende Vereinbarung sich ausschließlich auf die Übermittlung von Rechnungsdaten bezieht (Vertragsgegenstand). Sofern bereits eine EDI-Vereinbarung mit diesem Vertragsgegenstand zwischen den Parteien besteht, wird sie mit dem Inkrafttreten aufgehoben. EDI-Vereinbarungen, die nicht die Übermittlung von Rechnungsdaten zum Gegenstand haben, werden durch diese Vereinbarung nicht berührt.

Bereits in den Vorbemerkungen wird zudem klargestellt, dass alle in dieser Vereinbarung ent​haltenen Anforderungen in ihrer Gesamtheit vorwiegend den maßgeblichen Vorschriften für den Rechnungsdatenaustausch, insbesondere die des deutschen Umsatz​steuergesetzes und der Mehrwertsteuersystemrichtlinie, dienen. Durch den verwendeten Begriff „vorwiegend“ wird klargestellt, dass dies die primären Zielsetzungen der Vereinbarung sind, andere Regelungs​gegenstände aber berücksichtigt wurden bzw. bei der in​di​viduellen Anpassung zu berück​sichtigen sind. 

Die vorliegende Vereinbarung beruht inhaltlich und strukturell auf der von der Europäischen Kommission empfohlenen EDI-Mustervereinbarung (94/820/EG) der Europäischen Kommis​sion vom 19. Oktober 1994. 

Mit der in Bezug genommenen Anlage 1 wird bereits in der Vorbemerkung klar gestellt, dass die Anlage 1 wesentlicher Bestandteil der EDI-Vereinbarung ist. Sie ermöglicht den Parteien eine einfache Individualisierung und auch nachträgliche Modifizierungen der vorliegenden Mustervereinbarung, ohne dass die Regelungen der EDI-Mustervereinbarung im Einzelnen überarbeitet werden müssten. In die Anlage 1 wurden dabei solche Vertragsinhalte aufge​nommen, die sich über die Laufzeit der EDI-Vereinbarung erwartungsgemäß verändern werden. Dies umfasst insbesondere die technischen Spezifikationen (z. B. verwendete EANCOM®-Versionen, Kern-Datenfelder) als auch - im Falle von Zentralregulierern - den Wechsel von Leistungsempfängern. Der Verwender der EDI-Mustervereinbarung sollte deshalb prüfen, ob gegebenenfalls weitere Vertragsinhalte in die Anlage zu übernehmen sind. Werden weitere Anlagen, beispielsweise wegen Trennung der einzelnen Vertragsinhalte vorgenommen, ist darauf zu achten, dass diese in den Vorbe​mer​kun​gen der EDI-Verein​barung ebenfalls genannt und an entsprechender Stelle in Bezug genommen werden. 

Unabhängig von der Fragestellung, wann ein Vertragspartner die Anpassung oder Änderung einer bestehenden EDI-Vereinbarung verlangen kann, ist hinsichtlich Anlage 1 unter den Vor​aussetzungen nach Ziffer 14.2 auch eine einseitige Änderung durch den Leistungsempfänger zulässig. Der anderen Vertragspartei (vorliegend als „Leistungserbringer“ bezeichnet) steht dann aber gemäß Ziffer 14.2 ein Widerspruchsrecht zu. Da es sich bei der Mustervereinbarung je nach Verwendung und Einsatz um Allgemeine Geschäftsbedingungen im Sinne der §§ 305 ff. BGB handeln kann, könnte die Vereinbarung, die einer Vertragspartei das einseitige Änderungsrecht einräumt, ohne Widerrufsrecht unwirksam sein. 

Artikel 1

Ziffer 1.1 grenzt den Geltungsbereich sachlich gegenüber anderen EDI-Vereinbarungen ab und definiert den Begriff des EDI-Verfahrens.

Ziffer 1.3 stellt klar, dass andere vertragliche Verpflichtungen von der EDI-Vereinbarung nicht berührt werden. Hintergrund ist, dass bei Durchführung des EDI-Verfahrens häufig länger​fristige Geschäftsbeziehungen und in diesem Rahmen auch andere Verträge bestehen, die möglicherweise Bezug zum EDI-Verfahren haben, aber durch die EDI-Ver​ein​barung selbst nicht normiert werden. Beispielsweise kann vertraglich geregelt sein, dass die Zahlung einer Lieferung 14 Tage nach Rechnungserhalt zu leisten ist. Wird die Rech​nung nun im Wege des EDI-Verfahrens übermittelt, kann der Eingang der EDI-Rechnung beim Empfänger den Beginn der Zahlungsfrist auslösen. Ob jedoch der Eingang beim Empfänger, beim Leistungs​empfänger oder bereits der Versand der elektronischen Rechnung den Fristbeginn auslöst, ist nicht Gegenstand der EDI-Vereinbarung. 

Ziffer 1.4 normiert für beide Parteien das Recht, Dritte in das EDI-Verfahren einzubinden, stellt aber gleichzeitig klar, dass damit gegenüber dem Vertragspartner keine Entbindung von den vertraglichen Pflichten verbunden ist. Derjenige, der sich einem Dritten bedient, muss dies dem Vertragspartner vorher mitteilen. Erst danach muss der Vertragspartner den Dritten als Erfüllungs- oder Verrichtungsgehilfen des Vertragspartners anerkennen. 

Die EDI-Vereinbarung sieht für die Mitteilung keine besondere Form vor. Sofern die Vertrags​partner die Mitteilung in Schriftform, elektronischer Form oder Textform wünschen, wäre dies entsprechend aufzunehmen (vgl. §§ 126 ff. BGB). 

Artikel 2

Die in der EDI-Vereinbarung verwendeten Begriffe für die Vereinbarung werden in Artikel 2 verbindlich definiert. Sofern bereits international oder national anerkannte Definitionen vor​handen waren, wurden diese übernommen. Standen mehrere Definitionen zur Verfügung, wurde zunächst den gesetzlich definierten Begriffen der Vorrang gewährt. Abweichungen von der Europäischen EDI-Mustervereinbarung (94/820/EG) wurden soweit als möglich vermieden. Insbesondere der in § 14 Abs. 3 Nr. 2 UStG in Bezug genommene Begriff „EDI“ wurde wörtlich übernommen. 

In Ziffer 2.3 wurde abweichend von der Europäischen EDI-Mustervereinbarung nicht Bezug auf ein „rechnerlesbares Format“ sondern auf ein „maschinenlesbares Format“ genommen. Inhaltlich ist damit keine Änderung bezweckt. Die Wortwahl lehnt sich dabei an den in 
§ 147 Abs. 6 AO und in der GDPdU verwendeten Begriff der „maschinellen Auswertbarkeit“ an. 

Abweichend von der in der Europäischen EDI-Mustervereinbarung verwendeten Definition wird der Begriff „Empfangsbestätigung in Ziffer 2.6 als Bestätigung der technischen Über​mittlung auf Ebene des Telekommunikationsnetzes verstanden. In der Kommentierung der Europäischen EDI-Musterempfehlung zu Artikel 2 und Artikel 5 wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass es dem Versender überlassen bleibt, die Bestätigungsstufe einer Empfangsbestätigung in der Vereinbarung frei zu wählen. Demnach kann die Bestätigung auf der Ebene des Telekommunikationsnetzes automatisch übertragen werden, wenn die Nachricht dem Empfänger zur Verfügung gestellt wird; sie kann beim Empfang der Nachricht im Informationssystem des Empfängers ohne jede Überprüfung automatisch gesendet werden; sie kann nach einer gewissen Überprüfung gesendet werden; in einem gewissen Stadium kann sie auch der Annahme des Nachrichteninhalts oder der Bestätigung ent​sprechen, dass der Empfänger auf den Inhalt der Nachricht reagieren wird. 

Die Empfangsbestätigung erhält der Versender bzw. der Leistungsempfänger nur auf An​forderung. 

Artikel 3

Die in Artikel 3 enthaltene Regelung stellt ausschließlich die Verbindlichkeit und Beweiskraft der EDI-Nachrichten klar, lässt aber den Gegenbeweis zu. Die übrigen in der Europäischen EDI-Mustervereinbarung enthaltenen Regelungen sind entfallen, weil sich die vorliegende EDI-Vereinbarung nicht auf Vertragsabschlüsse, sondern ausschließlich auf die Übermittlung elektronischer  Rechnungen beschränkt.

Artikel 4

Statt einer bestimmten Frist, normiert Artikel 4 die unverzügliche Verarbeitung. Dies bedeutet ohne schuldhaftes Zögern. Die Expertengruppe war sich einig, dass aufgrund des hohen Automatisierungsstands in der Regel eine unverzügliche Verarbeitung nach Erhalt sicher​gestellt ist. 

Gleichzeitig normiert Artikel 4 in Ziffer 4.2 für den Sender der EDI-Nachricht das Recht, bei nicht fristgerechtem Erhalt (3 Arbeitstage gemäß Ziffer 2.7) einer Empfangsbestätigung die EDI-Übertragungsdatei als nichtig zu behandeln und eine erneute Versendung zu ver​anlassen. Sender in diesem Sinne kann sowohl der Leistungsempfänger als auch der von ihm beauftragte Dritte sein. 

Grundsätzlich wird der Sender bei der in Artikel 2 definierten Stufe der Empfangsbestätigung innerhalb weniger Minuten eine Empfangsbestätigung erhalten. Das bedeutet, dass der Sender im Regelfall bereits unmittelbar nach Versenden erkennen kann, ob die EDI-Nachricht übermittelt wurde. Kommt es in Ausnahmefällen aufgrund einer temporären technischen Störung zu einer Verzögerung bei der Übermittlung, soll durch die gewährte Frist von drei Tagen eine übereilte Neuübermittlung und somit eine mehrfache Umsatzsteuerpflicht ver​mieden werden. Die Frist von drei Arbeitstagen erschien hierbei als angemessen und prakti​kabel. Andere Fristen können vereinbart werden. 

Ist eine Übertragungsdatei nicht in den Zugriff des Leistungserbringers gelangt und soll nochmals übertragen werden, sind die Werte für Datei-Erstellungsdatum und Daten​austausch-Referenznummer des UNB-Segmentes zwischen den Partnern abzusprechen (Wiederholung oder Neuvergabe) oder, sofern in Anlage 1 ein Verfahren vorgesehen ist, ent​sprechend zu verfahren.

Artikel 5

Die Sicherheit von EDI-Nachrichten/-Übertragungsdateien ist grundsätzlich zu gewährleisten. Im Fokus steht hierbei der umsatzsteuerliche Zweck der Vereinbarung und das durch​zuführende Verfahren. Da es sich bei den Parteien in der Regel um Unternehmer gemäß § 2 UStG handeln wird, muss durch die Sicherheitsverfahren und -maßnahmen in der Gesamt​betrachtung gewährleistet werden, dass der Leistungserbringer die Umsatzsteuer für die Leistung abführt, die der Leistungsempfänger als Vorsteuer geltend macht. 

Diese Sicherheit wird bereits durch die EDI-Technologie gewährleistet und durch alle übrigen in der EDI-Vereinbarung normierten Maßnahmen, insbesondere durch die zusätzlichen Maß​nahmen in Artikel 8 und Artikel 9, ergänzt. 

Eine Verschlüsselung der EDI-Nachrichten ist mangels gesetzlicher Pflicht nicht vorgesehen, kann aber von den Parteien vereinbart werden. Da im vorliegenden EDI-Ver​fah​ren keine personenbezogenen Daten übermittelt werden, ist der Vertraulichkeitsgrad mit der einer Papierrechnung vergleichbar.

Artikel 5 normiert grundsätzlich die Verpflichtung der Parteien, die Sicherheit zu gewähr​leisten. Die für die Sicherheit zusätzlich über die bereits durch die Nutzung der EDI-Tech​no​logie erforderlichen Maßnahmen werden in Artikel 8 und 9 konkretisiert. 

Artikel 6

Die Regelungen zur Aufbewahrung und Protokollierung ergänzen die gesetzlichen Aufbewah​rungspflichten. Die Einhaltung der in Artikel 6 enthaltenen Regelungen entbinden die Parteien nicht von den ihnen obliegenden gesetzlichen Aufbewahrungspflichten. Die Regelungen der GDPdU und GoBS bzw. zukünftig GoBIT sind von jeder Partei unabhängig von dieser Verein​barung zu beachten. 

Die Regelung zur Protokollierung von Fehlern und deren Aufbewahrung normiert eine eigene vertragliche Verpflichtung und soll insbesondere im Streitfall den Nachweis ermöglichen, welche Fehler wann und wie festgestellt wurden. Gleichzeitig kommt damit die Vermutung zum Ausdruck, dass alle empfangenen EDI-Nachrichten, die nicht als fehlerhaft protokolliert wurden, verarbeitet worden sind. 

Um gegenüber den Steuerbehörden nachweisen zu können, dass die Nachricht(en) nach Zugang beim Leistungserbringer abgelehnt wurde(n), müssen gemäß den Aufbewahrungs​vorschriften die entsprechenden Fehlermeldungen des Leistungserbringers unter Einhaltung der handels- und steuerrechtlichen Aufbewahrungsfristen für Rechnungen aufbewahrt werden.

Abgelehnte Rechnungen müssen vom Leistungsempfänger entsprechend storniert und neu ausgestellt bzw. korrigiert werden.

Die Regelung in Ziffer 6.3 stellt klar, dass beide Vertragsparteien die ihnen gesetzlich, insbesondere handels- und steuerrechtlich obliegenden Aufbewahrungspflichten zu beachten haben. 

Gemäß § 14 b Abs. 1 UStG sind die versandten und erhaltenen Rechnungen/Gutschriften zehn Jahre lang aufzubewahren. Die Rechnungen/Gutschriften -müssen für den gesamten Zeitraum lesbar sein.

Gleichzeitig stellen Rechnungen/Gutschriften steuer- und handelsrechtlich empfangene bzw. abgesand​te Handels- oder Geschäftsbriefe dar. Auf Seiten des Leistungsempfängers sind Rechnun​gen zudem als Buchungsbelege zu qualifizieren (vgl. § 147 Abs. 1, § 257 Abs. 1 HGB). Hieraus folgt, dass elektronisch aufbewahrte Rechnungen jederzeit verfügbar, unverzüglich lesbar und nach steuerrechtlichen Vorschriften auch maschinell auswertbar sein müssen. 

Anders als bei Erstellung der EDI-Rechnung durch den Leistungserbringer ergibt sich im Gutschriftsverfahren, dass der Leistungserbringer als Empfänger der Gutschrift die EDI-Nachricht gemäß § 147 Abs. 2 Nr. 1 AO und § 257 Abs. 3 HGB so aufzubewahren hat, dass die EDI-Nachricht bildlich mit der vom Leistungsempfänger übermittelten EDI-Nachricht übereinstimmt, da es sich für ihn um einen empfangenen Handelsbrief handelt. Der Leistungsempfänger hat die versandte EDI-Nachricht ebenfalls so aufzubewahren, dass sie bildlich mit der versandten EDI-Nachricht übereinstimmt, da es sich für ihn um einen Buchungsbeleg handelt.

Dies bedeutet, dass beide Parteien aufgrund dem Erfordernis der bildlichen Über​einstimmung die übermittelte EDI-Nachricht in dem Übermittlungsformat (EDIFACT-Format) speichern müssen (vgl. auch Abschn. II. 1 der GDPdU, BMF-Schr. v. 16. Juli 2001).
Die Speicherung beim Leistungserbringer und Leistungsempfänger erfolgt durch Übertragung der Inhalts- und Formatierungsdaten auf einen digitalen Datenträger. Dabei muss hard- und softwaremäßig sichergestellt sein, dass während des Übertragungsvorgangs auf das Speichermedium eine Bearbeitung nicht möglich ist. Im Übrigen wird diesbezüglich auf die GoBS (BMF-Schr. v. 7. November 1995), insbesondere Abschn. VIII.a.2. der GoBS, verwiesen. 

Sollten die im EDI-Verfahren übermittelten Rechnungen außerhalb Deutschlands im übrigen Gemeinschaftsgebiet elektronisch aufbewahrt werden, muss gemäß § 14 b Abs. 4 UStG zudem sichergestellt sein, dass die zuständigen Finanzbehörden die Rechnungen unver​züglich über Online-Zugriff einsehen, herunterladen und verwenden können.

Die Einhaltung der gesetzlichen Aufbewahrungspflicht ist auch für die jeweils andere Vertragspartei von besonderem Interesse, da mit Hilfe der aufbewahrten Unterlagen im Zweifel gegenüber einem prüfenden Dritten (z. B. steuerlicher Betriebsprüfer) die Integrität und Authentizität der Daten und des Verfahrens nachgewiesen werden kann. Deshalb normiert die Regelung in Ziffer 6.3 auch einen vertraglichen Anspruch gegenüber der jeweiligen Vertragspartei, die aufbewahrten Unterlagen bei Bedarf zur Verfügung zu stellen. Gleichzeitig wird der Anspruch aber auf den Zweck, die Authentizität und Integrität gegenüber dem prüfenden Dritten nachweisen zu können, begrenzt. 

Artikel 7

In Artikel 7 werden in Übereinstimmung mit Artikel 9 der europäischen EDI-Muster​ver​ein​barung die Betriebsanforderungen für EDI festgelegt. Von besonderer Bedeutung für die Gewährleistung der Authentizität und Integrität der Daten ist die Einhaltung der  UN/EDIFACT-Normen, -Empfehlungen und -Verfahren. Der Verweis auf die international herausgegebenen sowie andere offiziell veröffentlichten Codelisten stellt sicher, dass das EDI-Verfahren standardisiert betrieben wird. 

Artikel 8

Der im ersten Absatz normierte Grundsatz des vollständigen inhaltlichen und formellen Abgleichs der empfangenen EDI-Übertragungsdatei trägt der dem Verfahren immanenten Besonderheit Rechnung, dass die im EDI-Verfahren kommunizierenden Parteien vor der Datenübermittlung über den Stammdatenaustausch eine Vielzahl von gegenseitigen Infor​mationen  erhalten, anhand derer eine Identifizierung sichergestellt werden kann. Dabei trägt jede Information für sich bereits zur Sicherheit bei, in ihrer Kumulation stellt der Stammdaten​abgleich einen wesentlichen Beitrag zur Gewährleistung der Authentizität dar. 

Der zweite Absatz stellt klar, dass die Authentizität neben den im Übrigen in der Vereinbarung normierten Maßnahmen und der bereits durch die der EDI-Technologie immanenten Ver​fahren insbesondere durch die Prüfung der in den entsprechenden Seg​menten des UN/EDIFACT Standards vorgesehenen Kennungen gewährleistet wird. Durch die An​forderung, dass der Versender immer kumulativ die gelisteten Identifikationsmerkmale zu senden hat, entsteht ein für den Empfänger aufgrund der Stammdaten überprüfbarer einmaliger Identifikationsschlüssel. 

Das in Absatz 3 beschriebene Verfahren stellt sicher, dass der Leistungsempfänger eine EDI-Nachricht auch dann dem Leistungserbringer zurechnen kann, falls sich seine Identifikations​merkmale oder die persönlichen Stammdaten des Leistungserbringers (z. B. Firmierung, Rechtsform oder Anschrift) ändern. Sollte der Leistungsempfänger seine Iden​tifikations​merkmale ändern, ohne dass er diese zuvor mitgeteilt und eine Abänderungs​mitteilung erhalten hat, wird die EDI-Nachricht mangels eindeutiger Identifizierung nicht verarbeitet und das Fehlerprozedere eingeleitet.

Artikel 9

Durch die in Absatz 1 vereinbarte Übertragung nach anerkannten Standards wird die Inte​grität bereits über die Verwendung der EDI-Technologie sichergestellt. 

Zusätzlich tragen der vor einem Produktivbetrieb durchzuführende Testbetrieb und die Über​prüfung der Vollständigkeit anhand der im jeweiligen Standard und zwischen den Parteien zusätzlich definierten Kern-Datenfelder genauso zur Integrität der Daten bei, wie die vom Leistungserbringer durchzuführenden Plausibilitätsprüfungen. 

Übertragungsverfahren, die bei EDI-Übertragungen eine sichere Übertragung gewährleisten sind z. B. X.400-Mehrwertdienste, EDI INT AS2, etc.

Wenn die Option gewählt wird Empfangsbestätigungen zu verwenden, um sicherzustellen, dass die EDI-Rechnung in den Zugriffsbereich des Empfängers gelangt ist (vgl. Artikel 4), bieten die oben genannten Verfahren entsprechende Möglichkeiten. Sollte dies nicht der Fall sein (z. B. bei Netzwerkübergängen), so kann zum Beispiel die EANCOM®-Nachricht CONTRL verwendet werden.

Zu Absatz 2, Kennzeichnung der Testdaten:

Alternativ kann die Identifizierung der Daten als Testdaten nach bilateraler Absprache über geeignete Verfahren beim Leistungserbringer erfolgen. In diesem Fall kann das Übermit​teln des Testkennzeichens im UNB-Segment entfallen und der Leistungserbringer ist für die Kennzeichnung der Daten als Testdaten verantwortlich.

Artikel 10

In Ziffer 10.1 ist der Grundsatz normiert, dass keine Verarbeitung der gesamten EDI-Über​tragungsdatei stattfindet, sofern in den Verfahren zur Gewährleistung der Authentizität und Integrität der Daten ein Fehler festgestellt wird. Bereits ein festgestellter Fehler reicht hierfür aus. Fehler in diesem Sinne sind auch Unstimmigkeiten, die sich im Rahmen der Plau​sibili​tätsprüfungen nach Artikel 9 ergeben.

Wird lediglich ein Fehler in einzelnen EDI-Nachrichten der EDI-Übertragungsdatei festge​stellt und betrifft dieser ausnahmsweise nicht die Integrität oder Authentizität, kann nach Wahl des Leistungserbringers gemäß Ziffer 10.2 entweder die Verarbeitung der gesamten EDI-Über​tragungsdatei oder nur die der fehlerhaften EDI-Nachricht abgelehnt werden. Oftmals wird es hingegen einfacher sein, die Verarbeitung der gesamten EDI-Über​tra​gungsdatei abzulehnen. Denn dadurch wird einerseits vermieden, dass sich der Leistungserbringer nicht mit der Frage, ob der Fehler die Integrität oder Authentizität der Daten betrifft, auseinander zu setzen hat, anderseits wird dem Erhalt doppelter EDI-Nachrichten vorgebeugt. Denn wird z. B. nur eine von 100 in einer EDI-Übertragungsdatei befindlichen EDI-Nachrichten abgelehnt und nicht verarbeitet, dies dem Leistungsempfänger mitgeteilt und sendet dieser nach Fehler​korrektur die komplette EDI-Übertragungsdatei noch einmal, werden die bereits verarbeiteten 99 EDI-Nachrichten als fehlerhaft ausgewiesen. 

Artikel 11

Der gegenseitige Haftungsausschluss ist vor dem Hintergrund, dass es sich je nach Art der Verwendung bei der Vereinbarung um Allgemeine Geschäftsbedingungen nach §§ 305 ff. BGB handeln kann, um die Ausnahmen ergänzt worden, nach denen ein Haftungsausschluss unwirksam sein kann.

Grundsätzlich ist die gegenseitige Haftung ausgeschlossen. Die in Ziffer 11.2 und 11.3 normierten Ausnahmen vom Haftungsausschluss orientieren sich am Wortlaut des § 309 Nr. 7 BGB. Die Ausnahme in Ziffer 11.4 betrifft die Fälle, in denen der Leistungserbringer es trotz seiner Pflicht aus Artikel 8 unterlässt, dem Leistungsempfänger eine Änderung der Identifika​tionsmerkmale (GLN und/oder USt-ID/Steuernummer) oder seiner persönlichen Stammdaten (z. B. Firmierung, Rechtsform oder Anschrift) nach § 14 Abs. 4 Nr. 1 und 2 UStG (Stand 1. Januar 2009) mitzuteilen und dadurch der Vorsteuerabzug nicht anerkannt wird. 
In diesem Fall hat er die Vorsteuer, sofern und solange der Leistungsempfänger mangels Erhalt von aktualisierten Identifikationsmerkmalen des Leistungserbringers keine neue Rechnung/Gutschrift  ausstellen kann, und in jedem Fall die von der Finanz​verwaltung geltend gemachten Zinsen zu erstatten. Alternativ kann der Leistungserbringer den Schaden der Versagung des Vorsteuerabzugs beim Leistungsempfänger auch dadurch abwenden, wenn er dem Leistungsempfänger eine den umsatzsteuerlichen Anforderungen genügende Rechnung übermittelt. Damit nicht gleichzeitig eine Gutschrift und eine Rechnung ausgestellt werden, hat der Leistungserbringer vor Rechnungsstellung die Zustimmung des Leistungsempfängers einzuholen. Bei Erklärung der Zustimmung hat der Leistungsempfänger sich der Ausstellung einer Gutschrift zu enthalten. 

Ein über die vorbezeichneten Ansprüche hinausgehender Schaden (z. B. für Rechtsver​folgungskosten) bleibt weiterhin nach Ziffer 11.1. ausgeschlossen. Zusammenfassend bleibt daher festzuhalten, dass der Leistende grundsätzlich nur für den Zinsschaden haftet. Dies auch nur dann, wenn er die Pflichten verletzt, die nur von ihm erbracht werden können (z.B. kennt nur er den Umstand, dass sich seine GLN geändert hat). Stellt der Leistende bei Nicht​anerkennung durch die Finanzbehörden keine aktualisierten Identifikationsmerkmale zur Verfügung, die die Ausstellung einer gesetzeskonformen Gutschrift genügen, soll er neben dem Zinsschaden auch für den fehlenden Vorsteuerabzug haften. Dies erscheint billig, da der Leistende einen solchen Schadensersatzanspruch jederzeit durch Aktualisierung der Identifi​kationsmerkmale oder bei Zustimmung durch die Ausstellung einer Rechnung abwenden kann. 

Artikel 12 - 13 

Die Regelungen in Artikel 12 und Artikel 13 bedürfen keiner weiteren Erläuterung.

Artikel 14

Neben der in Ziffer 14.2 erforderlichen und bereits in den Vormerkungen kommentierten Mög​lichkeit einer einseitigen Änderung mit dem Widerspruchsrecht des Leistungserbringers, nor​miert die Vereinbarung zudem die Tatbestände, nach denen jede Partei eine Vertrags​anpas​sung verlangen kann. 

Die Regelungen in Ziffer 14.1 und 14.3 definieren den Vertragsbeginn und dessen Dauer sowie die Kündigungsfristen. Aufgrund der Änderungsmöglichkeiten in der Ziffer 14.2 ist es ausreichend und für beide Parteien möglichst flexibel, die Vereinbarung unbefristet zu schließen. 

Die in Artikel 14.2 genannte Mindestfrist für die Übermittlung von Änderungen kann ent​sprechend den Anforderungen der Partner geändert werden, wobei der Zeitraum von zwei Wochen nicht unterschritten werden sollte.

Entscheidender Bedeutung kommt die Regelung im letzten Absatz in Ziffer 14.3 zu. Die dort genannten Pflichten sind auch nach einer Vertragsbeendigung Aufrecht zu erhalten. 

Aus praktischen Gründen wird empfohlen, Änderungsmitteilungen zusätzlich direkt an die zuständigen Stellen bzw. dem beauftragten Dritten beim Geschäftspartner zu übermitteln, um eine reibungslosen Ablauf zu gewährleisten.

Anlage 1

Die dargestellten Punkte in Anlage 1 zur Mustervereinbarung dienen als Leitlinie und können gemäß der Anforderungen der Partner entsprechend abgeändert oder ergänzt werden.

Besteht die Vereinbarung bereits sind einseitige Änderungen oder Ergänzungen nur unter Voraussetzung von Artikel 14.2 zulässig (vgl. diese Kommentierung, Vorbemerkung, letzter Absatz).
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